
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 02.06.2026 
Fachbereich: Bauen und Umwelt 
Aktenzeichen: 049/610-13/Wertstoffhof 

Vorlage: 049/2026/0072 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Stadtrat Oppenheim 24.06.2026 10 Öff.    

 
    

 
Stadt Oppenheim; Bauleitplanverfahren Bebauungsplan: "Wertstoffhof" 
A) Antrag auf Änderung des Flächennutzungsplan 2030 
B) Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB 
C) Auftragsvergabe Bauleitplanung 
 
Beschlussvorschlag: 
 

A) Der Stadtrat beantragt die Änderung des Flächennutzungsplans 2030 bei der Ver-
bandsgemeinde Rhein-Selz von einer landwirtschaftlichen Fläche in eine Gemeinbe-
darfsfläche Wertstoffhof gem. § 5 Abs. 2 Nr. 2a BauGB. 
 

B) Der Stadtrat beschließt die Aufstellung des Bebauungsplans „Wertstoffhof“ gemäß § 2 

Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) im Regelverfahren mit dem Ziel der Umwandlung der 

landwirtschaftlichen Fläche in eine Gemeinbedarfsfläche Wertstoffhof. Der künftige 

Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst die in Anlage 1 durch eine dick gestri-

chelte Linie dargestellten Flächen. 

 

C) Der Stadtrat beauftragt das Planungsbüro BHMP, Bruchsal, mit dem Bebauungsplan 

„Wertstoffhof“. Das Planungsbüro BHMP ist geeignet, da sowohl die FNP-Änderung 

als auch die Bauleitplanung durch das Planungsbüro BHMP, Bruchsal durchgeführt 

werden kann. 

 
 
 

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 049/51110-562550 

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 42.125 € zur Verfügung. 

 

 Die Genehmigung bei Abweichung vom Einzelzweck erforderlich. 
 

 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  
 Buchungsstelle:       

 

 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von :       € wird erteilt. 
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 Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
 
Finanzielle Auswirkungen geprüft: 
      vorstehende Angaben zutreffend 
      vorstehende Angaben nicht zutreffend 

(Name) 
Haushaltsachbearbeiter/in 

 
Im Auftrag  Im Auftrag     
       
       

(Starck)  (Livingston)  (Wagner)  (Groth) 
Sachbearbeiterin  Fachbereichsleiter  Beigeordnete  Bürgermeister 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Gemeinden und Städte haben gemäß § 1 Abs. 3 BauGB Bauleitpläne aufzustellen, sobald 
und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Aufgabe der 
Bauleitplanung ist es, die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke in der Stadt nach 
Maßgabe der einschlägigen Gesetze vorzubereiten und zu leiten. 
 
Ziel und Zweck der Bauleitplanung 
 
Der Wertstoffhof Oppenheim wurde seit dem Jahr 2001 durch den Abfallwirtschaftsbetrieb des 
Landkreises Mainz-Bingen, seit 01.01.2024 durch die Kommunale Abfallwirtschaft Mainz und 
Mainz-Bingen AöR auf dem Gelände der Kläranlage Oppenheim betrieben. Zu diesem Zweck 
ist im Jahr 2001 ein Gestattungsvertrag zwischen dem damaligen Betreiber der Kläranlage, 
dem Abwasserwerk der Verbandsgemeinde Nierstein-Oppenheim und dem AWB des Land-
kreises Mainz-Bingen geschlossen worden. Die Gesamtfläche des als Wertstoffhof genutzten 
Areals beträgt 1.200 m², wobei diese aus den Erfahrungen der Vergangenheit als tendenziell 
zu klein zu sehen ist. 
 
Der Zweckverband Abwasserentsorgung Rheinhessen als heutiger Betreiber der Kläranlage 
hat Eigenbedarf angekündigt und den Gestattungsvertrag mit Schreiben vom 17.02.2025 zum 
31.12.2025 gekündigt. 
 
Im Zuge eines Gespräches mit der Bürgermeisterin der Stadt Oppenheim am 04.02.2025 
konnten mögliche Alternativflächen besprochen werden. 
 
Die Größe des Plangebietes beträgt ca.2.400 m². 
 
Zu B) 
Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 S. 2 BauGB ortsüblich bekannt zu machen. 
 
Die Erarbeitung des Vorentwurfs erfolgt in enger Abstimmung mit der Stadt Oppenheim. Der 
Stadtrat wird den Vorentwurf beraten und über die Freigabe zur frühzeitigen Träger- und Öf-
fentlichkeitsbeteiligung entscheiden. 
 
Zu C) 
Die Verbandgemeindeverwaltung beauftragt das Planungsbüro BHMP, Bruchsal für die Teil-
fortschreibung des FNP 2030 zur 11. Änderung. Aus Synergieeffekten empfiehlt die Verbands-
gemeindeverwaltung ebenfalls das Planungsbüro BHMP für die Bebauungsplanaufstellung zu 
beauftragen, da hierdurch Synergien entstehen, die u. U. das Verfahren beschleunigen 
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können und auch finanzielle Einsparungen mit sich bringen. (z. B. ein gemeinsamer Umwelt-
bericht) 
 
Anlage: 
-Anlage 1:Übersichtsplan zum Geltungsbereich der 11. Flächennutzungs-planänderung2030 
-Anlage 2: Übersichtsplan Skizze KAW 
 
  
 
 


